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1Föderale Strukturen haben in Europa den Systemwettbewerb ermöglicht und damit  
in den vergangenen 200 Jahren einen phänomenalen Aufstieg bewirkt. Heute muss 
sich Europa im weltweiten Systemwettbewerb messen. Deutschland hat sich hierbei 
recht gut behauptet. Aber es ist benachteiligt, weil es in seinem eigenen Territorium 
den föderalen Systemwettbewerb außer Kraft gesetzt hat. Will Deutschland inter-
national mithalten, so muss es auch in seinem internen Föderalismus wettbewerb-
liche Reformen einleiten. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Berlin-Urteil 
die Richtung vorgegeben, indem es die finanzielle Selbstverantwortung der Länder  
gestärkt hat. Weitere Reformmaßnahmen im Rahmen der Föderalismusreform II 
sind dringend erforderlich.
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Vorwort

Ziel dieses Buches ist es, Konzepte für eine Reform des Föderalismus in Deutsch-
land und in Europa zu erarbeiten. Notwendiger Baustein hierfür ist eine Theorie des 
Föderalismus: Es ist die Frage zu beantworten: Wie kommt Föderalismus zustande? 
Was leistet er? Und in welcher Weise ist er daher heute zu reformieren? In der Ge-
schichte Europas und Asiens gab es stets große despotische Reiche neben kleinen 
eher pluralistischen Herrschaften. Was sind die Erfolgsbedingungen der einen, was 
die der anderen? Was hat die dezentrale Herrschaft, der Föderalismus, in den einen, 
was in den anderen geleistet? Deutschland hat über hunderte von Jahren in der föde-
ralistischen Liga gespielt und hierbei allgemein großes Ansehen in Wissenschaft und 
Kunst erreicht. Doch es veränderte seine eigenen föderalen Rahmenbedingungen 
nach dem Ende des Kaiserreichs vom Wettbewerb in Richtung eines föderalen Kar-
tells und handelte sich damit Nachteile ein, die vermutlich bis heute nachwirken und 
weiterwirken. Ziel dieses Buches ist es, ausgehend vom Stand der Literatur den Zu-
sammenhang zwischen föderalistischem Systemwettbewerb und Kreativität zu über-
prüfen und daraus Konsequenzen für eine Reform des Föderalismus von heute abzu-
leiten.  

Dieses Buch wendet sich an all jene, denen der Föderalismus ein Anliegen ist: 
Bürger, Politiker und Wissenschaftler. Für Ökonomen werden die neuen Ansätze zur 
ökonomischen Theorie des Föderalismus der „zweiten Generation“ herangezogen, in 
denen föderale Systeme nicht nur in ihren Elementen, sondern in ihrer Interaktion 
betrachtet werden. Juristen und Politiker werden angesprochen, weil von den kon-
kreten Institutionen des Grundgesetzes und des EG-Vertrags ausgegangen wird. Ein 
besonderes Anliegen besteht darin, diese abstrakten Normgerüste mit handelnden 
Menschen aus Fleisch und Blut zu versehen, so dass aus der Synthese von Recht und 
Ökonomik erklärt werden kann, wie Politik funktioniert, wirkt und wie infolgedes-
sen die genannten Reformen nach dem Berlin-Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
und nach den Zielen der Föderalismusreform II aussehen sollten. 

Die Elemente dieses Buches wurden über viele Jahre in Lehrveranstaltungen, vor 
wissenschaftlichen Gremien und an wissenschaftlichen Tagungen vorgetragen und 
diskutiert. Von den Teilnehmern, Studierenden, Kolleginnen und Kollegen, hat der 
Autor zahlreiche Verbesserungsvorschläge erhalten, die in frühere Fassungen des 
Manuskripts eingearbeitet wurden. Dank gebührt insbesondere Florian Ade, Peter 
Bernholz, Rudolf Blankart, Erik Fasten, Lars P. Feld, Jost Funke, Björn Gehrmann, 
Markus Kerber, Achim Klaiber, Christian Kirchner, Gerrit Koester, Kai Konrad, 
Simon Margraf, Dennis Mueller, Oliver Perschau, Christoph Priesmeier, Albrecht 
Ritschl, Jan Peter Sasse, Robert Schmidt, Friedrich Schneider, Viktor Vanberg, Oli-
ver Volckart, Sascha Wolf. Kapitel 9 und 10 wurden in Zusammenarbeit mit Achim 
Klaiber und Erik Fasten verfasst. Frau Stephanie Kettler hat freundlicherweise das 
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Namensverzeichnis erstellt. Die Gesamtverantwortung für den Inhalt verbleibt in-
dessen allein beim Autor. 

Der Verlag C.H. Beck hat freundlicherweise einen Teil der Rechte freigegeben. 
Dem Nomos Verlag sei für die großzügige Unterstützung bei der Drucklegung ge-
dankt. 

Berlin, den 1. November 2006  Charles B. Blankart 
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Einleitung: Dieses Buch beginnt positiv 

Europa ist ein Erfolgsmodell. Zwar hat Europa in den vergangenen etwa dreitausend 
Jahren seiner Geschichte Höhen erklommen und Tiefen durchschritten. Es stand 
mehrmals nahe am Zusammenbruch. Aber immer haben die Europäer sich wieder 
gefangen. Alles zusammen genommen hat Europa eine einzigartige Erfolgsbilanz 
aufzuweisen. Europa wurde mit seinen Institutionen zum Paradigma für die ganze 
westliche Welt. Deshalb wird zwischen Europa und der westlichen Welt vielfach gar 
nicht mehr unterschieden.  

Worin besteht das europäische Modell? Fast stereotyp kommen die Antworten: 
Europa, das ist Freiheit, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Gewal-
tentrennung und europäische Einigung. Doch Europa ist viel älter als diese ver-
gleichsweise jungen Verfassungsprinzipien. In Europa waren die Menschen über die 
meiste Zeit vergleichsweise frei, weil keine Macht in der Lage war, auf Dauer ein 
despotisches Regime über den ganzen Kontinent zu errichten. Die Kosten der Herr-
schaft waren, wie im 1. Kapitel zu begründen ist, in Europa hoch. Dies begünstigte 
kleine Herrschaften. Große Herrschaften waren selten. Das Imperium Romanum 
beispielsweise konnte sich nur halten, solange es seinen Untertanen Freiheiten ge-
währte. Es scheiterte, als es im 3. Jahrhundert zum Despotismus überging. Europa 
ist allerdings nicht einmalig. Auch in den großen Reichen Asiens, in denen die Kos-
ten der Herrschaft geringer waren und wo daher der Despotismus vorherrschte, gab 
es freiheitliche Zwischenperioden, in denen Produktion und Handel blühten. Aber 
die Rückfälle in den Despotismus waren häufiger und lang andauernd. 

Meine zentrale und nachfolgend näher zu erörternde These lautet, dass Europa 
nicht durch politische Einheit, sondern durch seine Fraktionierung in eine Vielzahl 
politisch autonomer Territorien, Herrschaften und dergleichen erfolgreich geworden 
ist. Europa war in diesem Sinne „föderalistisch“. Durch seine Vielfalt wurde der 
Systemwettbewerb begünstigt, der seinerseits Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Krea-
tivität förderte. Aus heutiger Perspektive stellt sich die Frage: Was kann aus der Ge-
schichte gelernt werden? Wie kann das bewährte Prinzip des Föderalismus für 
Deutschland und Europa heute wieder belebt und nutzbar gemacht werden? 

Wenn die Dinge schlecht gehen, erschallt immer wieder der Ruf nach Konzentra-
tion der Kräfte beim Zentralstaat. So wurde nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg 
in Deutschland beschlossen, die Finanzautonomie der Länder und Gemeinden auf-
zuheben und die wichtigsten Steuern beim Reich zu konzentrieren. Gebracht hat dies 
nichts. Weder die Wirtschaftskrise noch der Aufstieg des Nationalsozialismus wur-
den dadurch verhindert. Möglicherweise wurden sie dadurch sogar begünstigt. Vor 
allem aber wurde die Verantwortung der Gebietskörperschaften geschwächt. Länder 
und Gemeinden waren von den Zuweisungen des Reichs abhängig und folglich nicht 
mehr selbst für den Haushaltausgleich verantwortlich.  
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Ein besseres Krisenmanagement betrieb vor zweihundert Jahren das alte Preußen. 
Als seine Truppen in den Schlachten von Jena und Auerstedt 1806 durch Napoleon 
vernichtend geschlagen wurden und das ancien régime unterging, kannten die Re-
former nicht das beste System, das an die Stelle des bisherigen treten sollte. Sie setz-
ten auf Dezentralisierung in der Hoffnung, aus der Vielfalt zu lernen. So beendeten 
sie die königliche Direktverwaltung der Städte und errichteten die Städteselbstver-
waltung. In den Städten sollten die Bürger durch die von Ihnen gewählten Organe 
selbstverantwortlich über ihre Angelegenheiten entscheiden. Unterstützung durch 
einen Finanzausgleich gab es nicht. Denn in der allgemeinen Not konnte keiner auf 
die Hilfe des anderen hoffen. Wenn jeder sich selbst voran brachte, so war dies auch 
gut für alle. Aus dieser Krise erwuchs die preußische Städteordnung, die in der Fol-
ge als Gemeindeordnung zum Modell für ganz Deutschland wurde. 

Staaten sind Gebietskörperschaften und haben in erster Linie etwas mit der Fläche 
und deren Gliederung, also mit dem Föderalismus, zu tun. Seit einigen Jahren ist der 
Föderalismus in Deutschland wieder entdeckt worden. Die Föderalismuskommission 
hat ein Konzept entwickelt, das in den Koalitionsvertrag der Bundesregierung vom 
Jahr 2005 einging und im Sommer des Jahres 2006 von Bundestag und Bundesrat 
beschlossen wurde. Doch schon werden die ersten Kritiken laut. Die Reform gehe zu 
weit. Wenn die Länder selbst entscheiden, wie sie ihre Dinge im Umweltschutz, bei 
der Beamtenbesoldung und auch beim Strafvollzug regeln, so entstehe Gefahr. „Es 
könnte ein Dumping geben“, meinte ein Ministerpräsident.1 Warum sagte er nicht: 
Das könnte Innovationen geben? Nicht die Vereinheitlichung, sondern der auf Au-
tonomie gegründete Föderalismus bringt Fortschritt und Kreativität. Er stellt das La-
boratorium dar, in dem Neuerungen dezentral und damit auf kostengünstige Weise 
ausprobiert werden können. Nur mit diesem Blick fürs Positive lässt sich Zuversicht 
gewinnen, lassen sich die Reformen zum Erfolg führen, die in der Föderalismusre-
form II noch kommen werden. 

Das Buch umfasst elf Kapitel. Im folgenden ersten Kapitel wird die Erfolgsge-
schichte von Europas Föderalismus in Zahlen dokumentiert und zu erklären ver-
sucht. Aber Föderalismus existiert nicht per se. Daher wird die Frage gestellt, wie 
Föderalismus zustande kommt. Wann neigt eine Herrschaft eher zum Föderalismus, 
wann zum Zentralismus? Im zweiten Kapitel wird der Paradigmawechsel im europä-
ischen, insbesondere im deutschen Föderalismus nach dem Ersten Weltkrieg darge-
stellt. Bis dahin waren Bundesstaaten, Territorien, Gemeinden und dergleichen fi-
nanziell selbst verantwortlich. Doch dann wurde in Deutschland das Steuersystem 
zentralisiert und die Länder verloren ihre Selbstständigkeit und budgetäre Selbstver-
antwortung. Die Anreize zur sorgfältigen Haushaltsführung nahmen ab und nach 
und nach schlich sich bei den Ländern und Gemeinden eine budgetäre Nachlässig-
keit ein. Im dritten Kapitel wird von den individuellen Präferenzen für Föderalismus 
ausgegangen. Zuerst wird untersucht, wie ein Föderalismus unter dem Gesichts-
punkt individueller Präferenzen aussehen könnte, zweitens, wie er unter idealtypi-

1  Meinungen aus der Sendung „Frontal 21“ des ZDF am 21.4.2006. 



15

schen Institutionen funktionieren würde und drittens, was herauskommt, wenn der 
Föderalismus zum Spiel lokaler und regionaler Interessengruppen wird. 

Im vierten Kapitel wird angenommen, dass sich Gebietskörperschaften im födera-
listischen Wettbewerb wie Unternehmen auf einem Markt verhalten, und es wird 
untersucht, wie sich eine föderale Ordnung endogen als „Marktstruktur“ herausbil-
det. In der Realität funktioniert der Wettbewerb unter Gebietskörperschaften mehr 
schlecht als recht. Nicht immer gewinnt die Gebietskörperschaft mit dem besten 
Preis-Leistungs-Paket. Denn der „Markt ist vermachtet“, um einen Ausdruck der 
Wettbewerbspolitik zu verwenden. Er muss in diesem Sinne „reguliert“ werden. Re-
gulierer kann aber nicht eine Behörde sein – sonst wäre unklar, wer die Behörde ü-
berwacht usw. – es müssen die Bürgerinnen und Bürger selbst die Regulierer sein. 
Sie müssen die Grundregeln des föderalen Staates in einer Verfassung festlegen. 
Zwei Modelle werden betrachtet: der Staatenbund und der Bundesstaat. Der erstere 
wird in den Kapiteln 5 und 6 auf die Europäische Union, der letztere in den Kapiteln 
7 und 8 auf die Bundesrepublik Deutschland angewandt. 

In den Kapiteln 6, 7 und 8 steht die Finanzierung eines Bundesstaates oder Staa-
tenbundes im Vordergrund. Es kommt darauf an, wer letztlich für den Föderalismus 
bezahlt. Kreativ kann der Föderalismus nur sein, wenn die einzelnen Gebietskörper-
schaften, bzw. ihre Bürgerinnen und Bürger selbstverantwortlich über ihre Finanzen 
entscheiden. Ein Nullmeridian hierfür stellt die institutionelle Kongruenz dar. Dar-
unter wird ein Zustand verstanden, bei dem räumlich die Kreise der Nutznießer, der 
Entscheidungsträger und der Steuerzahler zusammenfallen, wo also keine Gebiets-
körperschaft auf Kosten einer andern leben kann. Ist dies nicht der Fall, herrscht also 
institutionelle Inkongruenz, so werden die Alternativen nicht richtig abgewogen, die 
Preisschilder tragen nicht die richtigen Preise. Subventionierte Politiken sind in der 
Regel nicht innovativ, weil ihnen falsche Kosten zugrunde liegen. Belastete die Al-
ternativen erscheinen als unwirtschaftlich, weil das Geld, das in ihnen erwirtschaftet 
wird, zur Subventionierung anderer Ziele verwendet wird. 

Verträge über Leistung und Gegenleistung zwischen Gebietskörperschaften stel-
len keine Abweichung vom Prinzip der institutionellen Kongruenz dar. Die eine Ge-
bietskörperschaft bestellt und die andere bezahlt. Zahlungen, die über dieses „do ut 
des“ hinausgehen, also insbesondere Finanzausgleichszahlungen, sind jedoch prob-
lematisch, weil sie das moralische Risiko nähren. Sie sind einseitig und dem 
Tauschprinzip entzogen. Eine Gebietskörperschaft kann immer neue Forderungen 
aufstellen und dadurch den ganzen Bundesstaat in die Insolvenz treiben. In Kapitel 9 
werden zwei solche Fälle untersucht: der schweizerische Kurort Leukerbad und die 
sächsische Gemeinde Niederoderwitz. Im ersteren Fall wurden Finanzausgleichszah-
lungen verweigert. Es kam zur Insolvenz, was die Gläubiger aufweckte und sie ver-
anlasste, Gebietskörperschaften als Schuldner nach ihrem jeweiligen Risiko einzu-
schätzen und somit dem Kreditmarkt seine eigentliche Funktion der Kreditallokation 
zurückzugeben. Im letzteren Fall wurden Subventionen gewährt, und die ineffizien-
ten Strukturen blieben bestehen. In Kapitel 10 werden Regeln herausgearbeitet, wie 
ein „opportunistisches“ Verhalten in den Gebietskörperschaften vermieden werden 
kann. Es wird gezeigt, dass Insolvenz ein effizientes Mittel darstellt, um die Regie-
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rungen von Gebietskörperschaften ex ante zu Vorsichtsmaßnahmen zu bewegen und 
die Insolvenz möglichst gar nicht eintreten zu lassen.  

Reformen mit Blick auf die Föderalismusreform II werden im Schlusskapitel 11 
angesprochen. Der hier vertretene Ansatz der Selbstverantwortung der Gebietskör-
perschaften wird populären politischen Ansätzen wie Schuldengrenzen, Stabilitäts-
pakt, Frühwarnsystem und Finanzplanungsrat gegenübergestellt.  
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